
Der Rückhalt in der Bevölkerung dafür ist groß, weil die 
Bürgerinnen und Bürger spüren: Ohne Frieden ist alles 
nichts. Freiheit und Demokratie sind plötzlich keine abs-
trakten Begriffe mehr, sondern etwas, das es zu verteidi-
gen lohnt.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Und überall in unserem Land wird Solidarität sicht- 
bar. Millionen Menschen spenden, sie gehen zu Friedens-
kundgebungen, sie helfen den Geflüchteten aus der 
Ukraine. Mir macht das Mut, weil es zeigt, dass wir in 
der Krise über uns hinauswachsen, weil es zeigt, wie viel 
Gutes in unserem Land steckt, und weil es zeigt, was wir 
gemeinsam bewegen können.

Schönen Dank.
(Langanhaltender Beifall bei der SPD – Anhal-
tender Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Tino Chrupalla hat das Wort für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Tino Chrupalla (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Landsleute! Herr Bundeskanzler, eines hat Ihre 
Rede eigentlich deutlich gezeigt: Deutschland ist absolut 
im Ungleichgewicht. Mittlerweile ist überall sichtbar, 
wovor wir Sie, werte Bundesregierung, und Ihre Vorgän-
ger lange gewarnt haben. Die deutsche Gesellschaft ist 
gespalten, gespalten in jene, die erst an der Tankstelle 
sehen, dass ihr Leben nun mehr Geld kostet, und in sol-
che, die schon lange kein Auto mehr besitzen und zukünf-
tig auch noch für die Freiheit frieren sollen. Nach allen 
Wahlversprechen der SPD für einen höheren Mindest-
lohn stehen die Bundesbürger nun vor den Scherben der 
Illusion von Wohlstand und Sicherheit. Und das haben 
abschließend Sie zu verantworten, Herr Bundeskanzler.

(Beifall bei der AfD)
Auch die Mittel für Ihren Haushalt, den wir hier beraten, 
müssen erwirtschaftet werden. Das machen alle, die tag-
täglich mit ihrer Arbeit zur Wertschöpfung beitragen; 
einige von Ihnen kennen das vielleicht noch und wissen, 
was das bedeutet.

Werte Kollegen, mehr als zwei Jahre haben wir den 
Bürgern viel abverlangt.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels [SPD])
Rechtlich fragwürdige Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Coronavirus haben Existenzen gekostet und Wohlstand 
gefährdet. Kleine und mittelständische Unternehmen be-
trifft das ebenso wie das Handwerk. Doch es sind genau 
diese Menschen, die für den Erhalt unserer sozialen Si-
cherungssysteme sorgen. Auch da von Ihnen, Herr Bun-
deskanzler, kein Wort an diese Menschen. Denen ist klar: 
Am Anfang einer jeden Investition muss es eben einen 
Kassensturz geben; das gehört zu ordentlicher Haushalts-
planung dazu. Die Regierenden müssen den Bürgern er-
klären können, wie viel sie wofür ausgeben und vor allen 

Dingen weshalb. Noch viel wichtiger: Das muss zum 
Wohle unseres Landes passieren und nicht allein im 
Raumschiff Berlin plausibel erscheinen. Sie müssen 
eine Vision für Deutschland vorlegen – dazu kam heute 
kein Wort –, und die muss sich auch im Entwurf eines 
Bundeshaushaltes abbilden.

(Beifall bei der AfD)

Sie aber fabulieren von Digitalisierung und meinen 
Breitband, reden von sozialer Gerechtigkeit und erzeugen 
genau das Gegenteil, nämlich Spaltung. Denn so wichtig 
uns die Digitalisierung von Prozessen sein muss: Die 
Wohnung wärmt das eben nicht, und auch die Allgemein-
bildung zukünftiger Generationen wurde bislang nicht 
allzu positiv davon beeinflusst.

Deutschland, meine Damen und Herren, fehlen Fach-
arbeiter und Handwerker. Ohne diese können technische 
Anlagen beispielsweise im Bereich der digitalen Infra-
struktur nicht aufgebaut und auch nicht gewartet wer- 
den. Dieser Zustand führt nicht zu digitaler Souveränität, 
sondern zu einseitigen Abhängigkeiten. Es muss zualler-
erst eine tragfähige Infrastruktur in den Bereichen Ver-
kehr, Kommunikation, Gesundheit, Bildung usw. gesi-
chert werden. Diese Beispiele sind nur eine Auswahl 
und zeigen gleichzeitig, wie viele Baustellen wir eigent-
lich vor uns herschieben. Die Unterschiede zwischen 
ländlichen Gebieten und den Ballungsgebieten nehmen 
in rasendem Tempo zu. Es ist eben das beschriebene 
Ungleichgewicht, was Sie mit Ihrer politischen Arbeit 
tagtäglich verstärken.

Versprochen haben insbesondere die Genossen von der 
SPD im Wahlkampf des letzten Jahres sehr viel. Zentral 
war die Anhebung des Mindestlohns. Aus heutiger Sicht 
deckt diese Erhöhung nicht einmal mehr die Kosten der 
Inflation. Nahrungsmittel und Kraftstoffe waren nur der 
Anfang. Mittlerweile folgte Warenknappheit, und es 
droht der Stillstand der verarbeitenden Industrien auf-
grund von fehlenden Rohstoffen.

Welche Maßnahmen ergreift eigentlich die Bundes-
regierung? Der Bundesfinanzminister legte gestern sei-
nen Haushaltsentwurf vor – nichts Konkretes war darin 
enthalten; auch heute sagte der Bundeskanzler nichts 
Konkretes –, der schon bei der Präsentation überholt 
war. Sie, werte Bundesregierung, betreiben eine Politik 
der Inflation in diesem Land.

(Beifall bei der AfD)

Sie verstecken Ihr Desinteresse an Deutschland und un-
seren Bürgern nicht einmal mehr. Stück für Stück lassen 
Sie Ihre Masken mittlerweile fallen. Die Idee einer sozia-
len Marktwirtschaft wurde zugunsten einer ideologisch 
rot-grün gefärbten Staatspolitik begraben.

(Zuruf des Abg. Dr. Karamba Diaby [SPD])

Bestes Beispiel dafür ist der Besuch des Bundesminis-
ters Robert Habeck in Katar. Meine Damen und Herren, 
das muss man sich einmal vorstellen: Weil die Bundes-
regierung helfen möchte, Russland wirtschaftlich und 
ökonomisch auszuhungern, sollen wir auf günstige Erd-
gaslieferungen durch Nord Stream 1 und 2 verzichten, 
und der Wirtschaftsminister verhandelt die Lieferung 
von arabischem Gas. Verstöße gegen Menschenrechte 
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